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B. Entscheide kantonaler Behérden

45. Vernachlissigung der Unterstiitzungspilicht. Voraussetzung fiir die Bestrafung
nach StGB Art. 217 ist objektiv die Nichterfilllung von Unterstiitzungspflichten,
und subjektiv muf die Nichierfiillung auf Béswilligkeit, Arbeitsschew oder Lieder-
lichkeit beruhen. — Von einer Nichterfillung von Unterstiitzungspflichten im Sinne
von Art. 217 StGB kann nur gesprochen werden, wenn der Pflichtige Unterhalts-
beitrige nicht bezahlt, die durch Entscheid des Richters oder der Administrativ-
behorde genau festgelegt worden sind.

In tatsiichlicher Beziehung hat sich ergeben :

1. Am 22. September 1942 stellte die Direktion des Armenwesens des Kan-
tons Bern Strafanzeige gegen L. wegen Vernachlissigung der Unterstiitzungs-
pflichten gegeniiber seinem Kinde M. In der Klageschrift wird im wesentlichen
ausgefiithrt: Das Kind M. sei bei der Scheidung der Eheleute L. durch das Be-
zirksgericht St. Gallen am 28. Mai 1936 unter Vormundschaft gestellt worden.
Der Ehemann L. sei verurteilt worden, der Ehefrau eine monatliche Alimentation
von Fr. 60.— zu bezahlen, Da L. seine Pflichten als Familienvater auch nach der
Scheidung nicht erfiillt habe, héitten die geschiedene Ehefrau und das Kind
nach St. Gallen unterstiitzt werden miissen. Im Jahre 1938 seien Mutter und
Kind in den Heimatkanton Bern geschafft worden, und 1939 sei Frau L. mit dem
Kinde nach Griechenland iibersiedelt. Im Jahre 1942 habe die schweiz. Gesandt-
schaft in Athen ein Gesuch um Bewilligung einer monatlichen Unterstiitzung
von Fr. 10.— durch die Heimathehorde gestellt, unter Hinweis auf die prekiren
Verhéltnisse der beiden Bediirftigen. Diese Unterstiitzung sei dann bewilligt
worden. L. sei hernach zur Riickerstattung der ausbezahlten Unterstiitzungen
aufgefordert worden, doch habe er sich bis anhin geweigert, etwas fiir sein Kind
zu leisten. Er habe die ihm durch das Scheidungsurteil auferlegten Alimentations-
pflichten zu erfiillen. Durch sein Angebot, das Kind zu sich zu nehmen, habe er
bewiesen, dal} er in der Lage sei, auch Unterhaltsbeitrige in bar zu bezahlen.

2. Der Angeschuldigte deponiert vor Untersuchungsamt: Er habe sich nicht
geweigert, seine Alimentationspflichten gegeniiber dem Kinde zu erfiillen. Hin-
gegen habe er Gewdhr dafiir besitzen wollen, da8 die von ihm zu leistenden Ali-
mente ausschlieflich fiir das Kind Verwendung finden. Er sei auch jetzt noch be-
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reit, die monatliche Unterstiitzung fiir das Kind zu bezahlen, wenn er diese Ge-
wihr besitze. Vom Oktober 1942 an werde er die versprochenen Fr. 10.— pro
Monat leisten.

3. L. ist viermal (wegen Ubertretung von Verkehrsvorschriften, Ehebruchs und
unbefugter Ausiibung der Zahnheilkunde) gebiif3it worden.

4. Das Kriminalgericht wies mit Beschlufl vom 13. Mai 1943 die Prozedur
zum weiteren Untersuche an das Untersuchungsamt zuriick. In seinem Er-
ginzungsbericht vom 9. Juni 1943 beantragt das Untersuchungsamt (wie schon
in seinem Gutachten vom 4. Mirz 1943), es sei der Angeklagte der Vernachléssi-
gung der Unterstiitzungspflichten gegeniiber seinem Sohne M. schuldig zu er-
klaren. In dem Berichte wird weiter festgestellt, dal L. in T. ein Einkommen
von Fr. 3000.— versteuert, hingegen kein Vermogen. Aus seiner 1942 geschlossenen
Ehe sei ein Kind hervorgegangen. L. gelte als solid, er treibe keinen groBeren
Aufwand. Er lebe in sehr prekiaren, wenn nicht gar drmlichen Verhiltnissen und
werde haufig betrieben.

5. Der Vorladung zur Verhandlung des Kriminalgerichtes vom 8. April 1943
hat L. unentschuldigt keine Folge geleistet. Am 13. Mai und 8. Juli 1943 fiihrt
er vor Kriminalgericht im wesentlichen aus:

Er habe mit dem besten Willen nicht bezahlen kénnen. In letzter Zeit habe
er jeden Rappen dem Betreibungsamt iibergeben miissen, sie hitten buchstiblich
nichts mehr zu essen gehabt. Fiir den Monat Juni habe er bezahlt. Am 10. Juli
werde er weitere Fr. 10.— bezahlen.

6. Die Justizdirektion begriindet ihre Appellation mit dem Hinweis auf
act. 9 der Prozedur, die vorgenommene Aktenerginzung und act. 19 und act. 20.
Von ihrem Vorbehalt zu weiteren Ausfiihrungen hat sie in der Folge keinen Ge-
brauch gemacht.

Die AnschluBappellantin bestitigt zur Begriindung ihrer Appellation gegen
den Freispruch und Nebenfolgen ihre Ausfithrungen an das Untersuchungs-
richteramt T. Der Angeklagte habe ihr am 10. Juni 1943 Fr. 10.— geschickt,
offenbar aus Einsicht, seine bisherige, an den Tag gelegte Boswilligkeit konnte
ihm doch eine gesalzene Strafe einbringen und mit der Bezahlung kénne er seine
Stellung etwas verbessern.

7. Der peremtorisch vor Obergericht geladene Angeklagte und Appellat L.
hat heute morgen der Kanzlei des Obergerichtes telephonisch die Unméglichkeit
seines Erscheinens gemeldet. Seine Frau sei auswirts beschiftigt und er kénne
sein erkranktes Kind nicht allein zu Hause lassen. Er berufe sich auf die Akten
und seine dort niedergelegte den Tatsachen entsprechende Verantwortung.

Das Obergericht hat in Erwdgung :

a) In Beriicksichtigung der besonderen Aktenlage und in Wiirdigung der
nicht unglaubbaften beklagtischen Verhaltnisse rechtfertigt es sich, von einer
Verschiebung der Verhandlung abzusehen und die Appellation in Abwesenheit
des Appellaten zu behandeln.

b) Der Vernachlissigung von Unterstiitzungspflichten macht sich nach Art.
217 Abs. 1 StGB schuldig, wer aus bosem Willen, aus Arbeitsscheu oder aus Lie-
derlichkeit die familienrechtlichen Unterhalts- oder Unterstiitzungspflichten
gegeniiber seinen Angehdrigen nicht erfiillt. Voraussetzung fiir die Bestrafung
nach Art. 271 ist also objektiv die Nichterfiillung von Unterstiitzungspflichten
und subjektiv muf die Nichterfiillung auf Boswilligkeit, Arbeitsscheu oder Lieder-
lichkeit zuriickzufiihren sein. :



Die Armendirektion des Kantons Bern und das Untersuchungsamt stellten
sich zunichst auf den Standpunkt, dal der Angeklagte durch das rechtskriftige
Scheidungsurteil vom 28. Mai 1936 zur Bezahlung von Alimentationen an das
Kind verpflichtet worden sei. In Tat und Wahrheit ist aber L. durch das Schei-
dungsurteil nur zur Bezahlung von Alimentationen an die Frau (was hier ohne
Belang ist), nicht aber an das Kind verpflichtet worden. Das Gericht hatte nam-
lich das Kind dem Waisenamt St. Gallen zur Pflege und Erzichung zugewiesen,
in der Meinung, daB es dann Sache dieses Amtes sei, den Angeklagten L. zur Tra-

g der Unterhaltskosten heranzuziehen. L. hat dann in der Folge dem Waisen-
amt St. Gallen das Kostgeld fiir den Knaben mehr oder weniger befriedigend
bezahlt, so lange er hiezu in der Lage war. Hingegen hat er kein schriftliches
Zahlungsversprechen abgegeben (vgl. act. 15). Zu Unrecht spricht also die Ber-
nische Direktion des Armenwesens in act. 19 (Seite 2 oben) von einer Beitrags-
pflicht des L. von Fr.60. Eine ziffernmaBig fixierte Alimentationspflicht des
L. bestand offenbar nie. Héitte die Armenbehérde einmal klipp und klar ent-
schieden, da8 L. Fr. 60.— bzw. Fr. 10.— zu bezahlen habe, so wire der betreffende
Entscheid zweifellos zu den Akten gelegt worden. Das édndert zwar an der grund-
sitzlichen Unterstiitzungspflicht des Angeklagten gegeniiber seinem Kinde
nichts, doch ist es in einem Falle, wie dem vorliegenden, unbedingt geboten,
daB der zu leistende Unterhaltsbeitrag genau fixiert wird. Erfolgt die Feststel-
lung des Betrages nicht schon durch den Scheidungsrichter, so hat dies eben die
zustdndige Administrativbehérde (Waisenamt), bzw. Armendirektion zu tun.
Der geschiedene Ehegatte, dem das Kind nicht zugeteilt worden ist, sollte doch
genau wissen, was er an den Unterhalt seines Kindes zu leisten hat. Nach der
Auffassung auch des Appellationsrichters kann in solchen Fillen (bei Schei-
dung usw.) von einer Nichterfiillung familienrechtlicher Unterhaltspflichten im
Sinne des Art. 217 StGB nur gesprochen werden, wenn der Pflichtige Unter-
haltsbeitrige nicht bezahlt, die durch Entscheid des Richters oder der Admini-
strativbehorde genau festgelegt worden sind.

Der Angeklagte ist aber, ganz abgesehen von den erwidhnten formell-recht-
lichen Bedenken, mit der Vorinstanz schon aus subjektiven Griinden freizu-
sprechen. Damit L. des Vergehens gegen Art. 217 StGB schuldig erklirt werden
konnte, miiBte ihm nachgewiesen werden, da3 er aus bésem Willen, aus Arbeits-
scheu oder aus Liederlichkeit nichts an den Unterhalt seines Kindes bezahlt hat.
Boswilligkeit wiirde dann vorliegen, wenn L. seine Pflichten bewuBterweise nicht
erfilllen wollte, trotzdem er bei gutem Willen dazu imstande wére (vgl. Thor-
mann-Overbeck, Nr. 6 zu Art. 217). Nach der Auffassung des Untersuchungs-
amtes muB das Verhalten des L. allerdings als Boswilligkeit angesehen werden.
Doch wird weder im Gutachten noch im Nachtragsbericht niher erklirt, worin
diese Boswilligkeit liegen soll. Dem act. 15 ist immerhin zu entnehmen, daB L.
seine Unterhaltspflichten leidlich erfiillt hat, soweit und solange er hiezu in der
Lage war. Nach der Ansicht des damaligen Vormundes lag bei L. nicht schlech-
ter Zahlungswillen vor. Sicher ist auch nach den Feststellungen des Untersuchungs-
amtes selbst, daB es dem Angeklagten duBerst schwer fallen mu8, auch nur einen
kleinen Betrag zu leisten. Seine Verhiltnisse werden als sehr prekire, wenn nicht
geradezu drmliche, bezeichnet. L. ist fast stindig betrieben. Es ist auch dem
Richter bekannt, daB er stark iiberschuldet ist und daB er seine Familie nur mit
Miihe und Not durchbringt. Man kann also kaum sagen, dal der Angeklagte bei
gutem Willen imstande gewesen wire, die verlangten Betrige zu leisten. Der
Umstand, dafl L. im Juni 1943 eine Monatsrate von Fr. 10.— bezahlt hat, be-
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weist noch nicht, dafl er schon friiher hiezu in der Lage gewesen wire. Auch kann
aus den Einwendungen, die er gegeniiber der Armendirektion des Kantons Bern
erhoben hat (vgl. act. 1, S. 2) noch nicht auf eine Béswilligkeit geschlossen werden.
Es entspricht den Tatsachen, wenn er behauptet, daBl seine geschiedene Frau das
Kind ungerechtfertigterweise nach Griechenland entfiihrt habe. DaB er der Frau
gegeniiber ein gewisses Milltrauen hegt und sich deshalb gegeniiber den Unter-
stiitzungsbegehren etwas reserviert verhielt, ist in Anbetracht der gegenseitigen
geradezu feindseligen Einstellung psychologisch verstindlich. Wenn L. weiter
erklirt, er sei bereit, Fr. 5.— monatlich zu bezahlen, wenn Gewihr geboten sei,
daf das Geld wirklich dem Kinde zugute komme, so kann man hieraus ebensogut
auf vorhandenen Zahlungswillen schlieflen. Sicher 148t sich aus dieser Bemerkung
nicht zwingend der fehlende Zahlungswillen herleiten. Die Béoswilligkeit ist also
nicht nachgewiesen.

- Noch weniger kann gesagt werden, daBB L. aus Liederlichkeit oder aus Ar-
beitsscheu seine Unterstiitzungspflichten nicht erfullt habe. Das wird ihm auch
von keiner Seite vorgeworfen. Nach den Ausfithrungen des Untersuchungsamtes
(act. 20) gilt L. im allgemeinen als solid. Auch treibt er keinen gréBeren Aufwand.
Es finden sich in den Akten auch keine Anhaltspunkte dafiir, daB die heutige
prekire Lage des Angeklagten auf eigentliche Liederlichkeit zuriickzufiihren ware.

L. ist deshalb mit der Vorinstanz von der Anklage freizusprechen, da min-
destens die subjektive Seite des Tatbestandes des Art. 217 StGB nicht erfiillt ist.

Die Belastung des Angeklagten mit den erstinstanzlichen Kosten ist gerecht-
fertigt, denn er hat durch sein Verhalten, vor allem durch seine AuBerungen
gegeniiber der Armendirektion Bern, den Strafuntersuch verursacht. — Hingegen
hat das Unterliegen der Appellanten zur Folge, daB3 der Staat die Kosten des
obergerichtlichen Verfahrens tragen mul.

Von einer Staatsgebiihr wird in Anbetracht der Mittellosigkeit des Angeklag-
ten auch seitens des Obergerichtes abgesehen.

Die dem Angeklagten erstinstanzlich auferlegte OrdnungsbuBle wegen un-
entschuldigtem Nichterscheinen vor Kriminalgericht ist rechtskriftig (Art. 158
StrP0O). Eine Bulle fiir sein heutiges Nichterscheinen aber ist nicht auszufillen,
da sich L. entschuldigt hat.

In Bestitigung des erstinstanzlichen Urteils erkannt :

1. L. ist von der Anklage auf Vernachlissigung von Unterstiitzungspflichten
freigesprochen.

2. Die erstinstanzlichen Rechtskosten, Fr. 23.30 sind L., die zweitinstanz-
lichen von Fr. 6.75 dem Staate auferlegt.

(Entscheid des Obergerichtes des Kantons Appenzell A.-Rh. vom 30. Au-
gust 1943.)

46. Ungehorsam gegen amtliche Verfiigungen. Wenn eine Armenbehirde im Rah-
men threr Kompetenzen unter Hinweis auf Art. 292 StGB eine Vorladung ergehen
lipt, der Vorgeladene dieser aber nicht Folge leistet, wird er mit Haft oder Bufe be-
straft.

. Die Armenbehorden von G. (Kt. Ziirich) und des Kantons Bern haben fiir
den Angeklagten A. Fr. 746.70 Arzt- und Spitalkosten bezahlt, die infolge eines
ihm im Sommer 1940 zugestossenen Unfalls entstanden waren. Am 6. Marz 1942
setzte ihm das Biiro der Armenpflege G. unter Bekanntgabe der Par. 27, 40 und 53
des Gesetzes vom 23. Oktober 1927, betreffend die Armenpflege, zu genauen An-
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gaben iiber die von verschiedenen Versicherungsheften fiir jenen Unfall an ihn
geleisteten Versicherungszahlungen eine Frist bis zum 10. Mirz 1942 abends
8 Uhr und drohte ihm fiir den Fall der Verweigerung der Auskunft im Sinne von
Par. 53 b des genannten Gesetzes vier Tage Arrest an. Sowohl die Fristansetzung
als der Arrestvollzug vom 28. Oktober bis 1. November 1942 blicben erfolglos.

Am 24. Februar 1943 erinnerte die Armenpflege G. den A. schriftlich an
seine Pflicht, ihr iiber die von ihm anldBlich seines Unfalles vom Sommer 1940
einkassierten Versicherungsgelder genaue Auskunft zu geben und die nétigen
Belege vorzulegen, setzte ihm hiezu abermals eine Frist bis Donnerstag, den
4. Marz 1943, abends 20.00 Uhr an und verband damit die Androhung, ihn im
Falle der Nichterfiillung seiner Pflicht in Anwendung von Par. 53 ¢ des Armen-
gesetzes wegen Ungehorsam gegen eine amtliche Verfiigung zwecks Bestrafung
mit Haft oder Bule nach Art. 292 des Strafgesetzbuches bei der Bezirksanwalt-
schaft einzuklagen. Dieser von einer zustindigen Behorde unter Hinweis auf
Strafdrohung von Art. 292 des Strafgesetzbuches an ihn erlassenen Verfiigung
hat der Angeklagte vorsitzlich nicht Folge geleistet; er antwortete am 3. Mérz
d. J. lediglich, er werde wegen der schlechten Behandlung im Spital keinen
Rappen zahlen usw., erteilte aber die verlangte Auskunft nicht und legte keine
Belege vor.

Somit ist der Angeklagte des Ungehorsams gegen eine amtliche Verfiigung
im Sinne von Art. 292 des Strafgesetzbuches schuldig und gemif dieser Be-
stimmung und Art. 63 des gleichen Gesetzes zu bestrafen. Als Strafe wird eine
Woche Haft beantragt.

Auf Grundlage der Akten, der Verhandlungen sowie aus folgenden Griinden:

I. Der Angeklagte bestitigt den in der Anklage dargestellten Tatbestand,
hebt aber besonders hervor, daB er seinerzeit dem Polizisten T. erklirt habe, von
drei Versicherungen im gesamten Fr.3735.— ausbezahlt erhalten zu haben.
Uber die Verwendung der Gelder hitte er ebenfalls genaue Auskunft gegeben, so
daB er seiner Pflicht gegeniiber der Armenpflege G. nachgekommen sei. Diese
Angaben hitte er gemacht, bevor er den Arrest absitzen muBte. Dieser sei nur
deshalb erfolgt, weil die Armenpflege ihm die Angaben nicht glaubte und der An-
gicht war, er hiitte mehr an Versicherungsgeldern bezogen. Der Angeklagte behaup-
tet, er wisse die genauen Auszahlungen nicht mehr, da er die Belege hiefiir zer-
rissen habe. Somit sei es ihm auch nicht méglich, der Armenpflege diese vorzu-
legen. Uber die Behandlung im Bezirksspital ist der Angeklagte sehr enttauscht,
so daB er nicht gewillt ist, iiber die Fr. 500.— hinaus, die er am 12. Miirz 1942 der
Armendirektion des Kantons Bern zuriickerstattet hat, noch etwas zu zahlen.

Die Anklage beantragt, den Angeklagten wegen Ungehorsams gegen eine
amtliche Verfiigung schuldig zu sprechen gemafl Art. 2902 StGB. Dieser Artikel
des StGB setzt aber ausdriicklich voraus, daf3 der Hinweis auf diesen Artikel von
seiten der Behorden erfolgt sein muB3. Die Armenpflege G. hat in ihrem Brief vom
24. Februar 1943 den Angeklagten ausdriicklich auf die Bestrafung im Sinne des
Art, 292 StGB im Unterlassungsfalle aufmerksam gemacht, so daB also das Er-
fordernis des Hinweises erfiillt ist.

Der Angeklagte ist wiederholt zur Aussage iiber die bezogenen Versicherungs-
gelder aufgefordert worden. Selbst die Androhungen eines Arrestes, der dann aus-
gefithrt werden muBte, ja sogar die Androhung auf Bestrafung im Sinne des Art, 292
StGB konnten den Angeklagten nicht dazu bewegen, seiner Auskunftspflicht
gegeniiber der Armenpflege G., welche dazu das Recht gemafl Par. 27 und 40 des
kantonal-ziircherischen Armengesetzes hat, nachzukommen. Wenn der Ange-
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klagte behauptet, er habe ja dem Polizisten T. die erwiinschten Angaben ge-
macht, so ist das Gericht doch der Auffassung, daB damit der Angeklagte seine
Pflicht, der Armenbehdrde genaue Angaben zu machen, nicht erfiillt hat. Daf3
jene Aussagen dem Polizisten gegeniiber nur fliichtig und sicherlich auch unrichtig
waren, geht schon aus dem Umstand hervor, dafl der Angeklagte damals be-
hauptete, von jeder der drei Versicherungen Fr. 1245.— erhalten zu haben, vor
Gericht aber den Bezug von Fr. 1500.— aus einer der drei Versicherungen be-
statigte. Das Gericht ist der Auffassung, der Angeklagte wolle die richtigen An-
gaben einfach nicht machen, weil er befiirchtet, den Rest der Unterstiitzungs-
gelder in der Hohe von Fr. 246.70 noch bezahlen zu miissen, dies aber wegen der
angeblich schlechten Behandlung im Spital nicht machen will. Der Angeklagte
macht geltend, daBl er die Belege seinerzeit verbrannt habe und demnach die
erhaltenen Versicherungssummen nicht mehr wisse. Er will sich nicht einmal
mehr an alle drei Namen der Versicherungsheftchen erinnern, da seine Frau die
Heftchen abonniert und bezahlt hitte. Wie aus den Akten ersichtlich ist. hat
aber auch seine Frau jede Auskunft iiber die bezogenen Versicherungsgelder ver-
weigert. Das Gericht halt dafiir, daB mit diesem renitenten Verhalten des Ange-
klagten ohne weiteres der Tatbestand des Art. 292 StGB gegeben ist, und der
Angeklagte deshalb des Ungehorsams gegeniiber einer amtlichen Verfiigung
schuldig zu sprechen ist.

I1. Die Anklage beantragt als Strafe 1 Woche Haft. Bei der Strafzumessung
sind gemdB Art. 63 StGB die Beweggriinde, das Vorleben und die pers¢nlichen
Verhiltnisse zu beriicksichtigen. Der Angeklagte wollte sich mit dem Verschwei-
gen der erhaltenen Versicherungsgelder von der Verpflichtung befreien, die rest-
lichen Fr.246.70 an die seinerzeit gewihrten Unterstiitzungskosten zuriickzu-
bezahlen. Nach den dem Polizisten T. gemachten Angaben hat er von den drei
Versicherungen Fr. 3735.— erhalten und davon fir Aufwendungen aller Art
Fr. 3131.50 verwendet, so dafl ihm noch Fr. 603.50 iibrig geblieben sein miissen,
obschon er damals nur noch einen Barbetrag von Fr. 200.— angab. Es wire also
bei gutem Willen dem Angeklagten ohne weiteres maoglich gewesen, die restlichen
Fr. 246.70 noch zu bezahlen. Der Grund zur Verweigerung mu8} jedenfalls in der
Ansicht zu suchen sein, der Angeklagte sei im Bezirksspital falsch behandelt
worden. DaB er nicht mehr weil3, von welchen Bliattchen er Geld erhalten hat und
wieviel, ist ganz unglaubwiirdig. Dieser Umstand diirfte bei der Strafzumessung
als straferschwerend in Erscheinung treten. Der Angeklagte ist nicht vorbestraft,
genieft auch in seiner Wohngemeinde einen ordentlichen Ruf, soll aber haufig
im Wirtshaus sein. Dies wird auch der Grund sein, daB er heute nicht mehr imstande
sein will, die restliche Riickvergiitung an die Armenpflege G. zu leisten. In Wiir-
digung aller dieser Umstéinde und vor allem in Anbetracht seines renitenten Ver-
haltens auch dem Gericht gegeniiber ist dieses der Ansicht, dal die von der Be-
zirksanwaltschaft beantragte Strafe zu verdoppeln ist.

Nach allgemeiner Praxis wird die Gewahrung des bedingten Strafvollzuges
vom Gestindnis des Angeklagten und dessen Einsicht in das Unrecht seines Ver-
haltens abhingig gemacht. Der Angeklagte beharrt aber hartnickig auf seiner
Aussage, er wisse die Summe nicht; er sieht auch sein renitentes Verhalten in
keiner Weise ein, weigert sich stets noch, Auskunft iiber die Versicherungsaus-
zahlungen zu geben. In Anbetracht dieser Umsténde lehnt das Gericht die Rechts-
wohltat der bedingten Verurteilung ab.

III. Als gesetzliche Folge der Verurteilung hat der Angeklagte die Kosten
des Verfahrens zu tragen.
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Gefunden und erkannt: ‘

1. Der Angeklagte ist schuldig des Ungehorsams gegen eine amtliche Ver-
fiigung im Sinne von Art. 292 StGB.

2. Derselbe wird verurteilt zu 14 Tagen Haft; der bedingte Strafvo]lzug
wird nicht gewéhrt.

3. Die Kosten, betragend Fr. 45.50, werden dem Angeklagten auferlegt.

(Entscheid des Bezirksgerichtes Hinwil vom 20. Mai 1943.)

47. Unterstiitzungspflicht von Verwandten. Unierstiitzungspflicht der Geschwister
und ,.ginstige Verhiltnisse' in der Landwirtschaft. — Die Einrede des Pflichtigen,
die Vormundschaftsbehirde habe die Interessen des Miindels und Unterstiitzten nicht
geniigend gewahrt, so daf3 dessen ungiinstige Lage teilweise auf diesen Umstand
zurtickzufiihren sei, braucht im Verfahren auf Festsetzung eines Verwandtenbeitrages
nicht gehort zu werden.

Mit Begehren vom 4. Februar 1943 stellte die Armenbehérde E. beim Re-
gierungsstatthalteramt S. das Gesuch, K. S., Landwirt, sei zu einem amtlich fest-
zusetzenden Verwandtenbeitrag an seinen Bruder J. F.S. zu verhalten. Der
Regierungsstatthalter hat am 2. Juli 1943 K. S. zu einem jahrlichen Beitrag von
Fr. 50.— verurteilt. Gegen diese Erkenntnis hat K. S, innert niitzlicher Frist den
Rekurs an den Regierungsrat des Kantons Bern erklirt.

Der Regierungsrat des Kantons Bern entnimmt den Akten und zieht in
Erwdgung :

1. J.F. 8. soll sich nach Angaben der Gemeinde E. seit ca. einem Jahr wegen
Tuberkulose zum Kuraufenthalt im Bezirksspital L. befinden. S. habe weder Ver-
mégen noch Erwerbseinkommen. Ab 1. November 1942 leiste E.an die Kur-
kosten einen téiglichen Beitrag von Fr. 2.50. Die tibrigen Kosten, gegenwirtig
Fr. 1.70 pro Tag, iibernehme die Tuberkulosefiirsorge. J. F. 8. sei verheiratet
und Vater von 4 Kindern, wovon erst das édlteste der Schule entwachsen sei. Fiir
den Unterhalt der Familie komme ebenfalls E. auf.

Diese tatbestédndlichen Angaben werden vom Rekurrenten in keiner Weise
bestritten. Es liegen somit keine Anhaltspunkte vor, sie nicht als zutreffend zu
betrachten. Im weitern steht fest, da8 von den Geschwistern des Unterstiitzungs-
bediirftigen mit Ausnahme des Rekurrenten folgende Beitriage zu erhalten sind:

Fr. 100.— jédhrlich von der Schwester Frau H.;

Fr. 150.— ebenfalls im Jahr von J. G. S. Der dritte Bruder E. 8. soll sich
zur Ubernahme eines Neffenkindes bereit erklart haben.

2. K. S. behauptet nun, daB vermégens- und einkommensmiBig in seiner
Person die Voraussetzungen zur Leistung eines Verwandtenbeitrages nicht vor-
handen seien. Sein landwirtschaftliches Heimwesen hat einen Umfang von
ca. 21 Jucharten. Die Grundsteuerschatzung betriagt Fr. 27 500.—, zu welchem
Betrag als Rohvermégen nach seiner eigenen Schatzung Fr. 6000.— Fahrhabe
hinzukommen. Dagegen sind nach der Darstellung des Rekurrenten auf der
Passivseite Fr. 10 700.— Frauengut, Fr. 18 000.— hypothekarische Belastung
und weitere Schulden von insgesamt Fr. 4 500.— einzusetzen. Somit verbleibe
ein Vermogensiiberschufl von Fr. 300.—.

3. Nach Art. 328 ff. ZGB sind Blutsverwandte in auf- und absteigender
Linie sowie Geschwister gegenseitig verpflichtet, einander zu unterstiitzen, so-
bald sie ohne diesen Beistand in Not geraten, d. h. armengendssig wiirden. Der
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Unterstiitzungsanspruch ist gegen die Pflichtigen in der Reihenfolge ihrer Erb-
berechtigung geltend zu machen. Die Geschwister konnen somit erst in dritter
Linie herangezogen werden, d.h. wenn weder Nachkommen noch Vorfahren
zu einer geniigenden Beitragsleistung verhalten werden kénnen. Dies ist hier
der Fall. Abgesehen von seiner Subsidiaritdt ist der Anspruch gegen die Ge-
schwister auch sonst noch von der besondern Voraussetzung abhingig, daB sich
der Unterhaltspflichtige in ,,giinstigen Verhéaltnissen“ befinde. Giinstig sind
die Verhiltnisse dann, wenn die Beitrige aus eigenem Vermégen und Erwerb
ohne wesentliche Beeintrachtigung der eigenen Lebenshaltung geleistet werden
konnen.

4. Im vorliegenden Fall ergibt sich folgendes: '

Zunichst ist festzuhalten, dafl der Rekurrent den Nachweis besonderer iiber
die hypothekarische Belastung und das Frauengut hinausgehender fester Schul-
den nicht erbracht hat. Die Belastungsverhiltnisse kénnen demnach nicht als
ungesund bezeichnet werden. Dazu kommt noch, daBl der allerdings nicht sehr
groBe Vieh- und Nutzgefliigelbestand in seiner Vermégensaufstellung nicht be-
riicksichtigt wurde.

Die Feststellung des mutmafBlichen Einkommens bietet allerdings bei
Landwirten Schwierigkeiten. Es fehlen die steuerméfligen Anhaltspunkte. Man
ist bis zu einem gewissen Grad auf MutmaBungen angewiesen. In erster Linie
sind die gegenwartigen giinstigen wirtschaftlichen Voraussetzungen der Land-
wirtschaft in Rechnung zu stellen. Fiir einen Kleinbauern sind diese Auswir-
kungen allerdings weniger spiirbar. Immerhin sollte S. bei der erwihnten ver-
mogensmifigen Ausgangslage seine lediglich 3képfige Familie gut durchbringen
konnen. Beriicksichtigt man noch die in der gegenwirtigen Zeit besonders vor-
teilhafte Selbstversorgung, so diirfte er fithlbar besser als durchschnittlich ein
ungelernter Arbeiter in der Stadt dastehen.

Die Auferlegung eines Betrages von Fr. 50.— jihrlich an die Kosten seines
Bruders wird nach diesen Uberlegungen nicht zu einer wesentlichen Beeintrich-
tigung seiner Lebenshaltung fiithren. Vorbehalten bleibt selbstverstindlich eine
Neubeurteilung im Falle veranderter Verhiltnisse, sei es etwa Verschlechterung
der landwirtschaftlichen Gesamtlage oder Vermehrung der Familienlasten.

SchluBendlich ist noch zu erwihnen, dall der Einwand des Rekurrenten,
die ungiinstige finanzielle Lage seines erkrankten Bruders sei zum Teil auf die
ungeniigende Interessenwahrung durch die Vormundschaftsbehérde E. zuriick-
zufithren, im vorliegenden Verfahren nicht zu beachten ist. Die event. Verant-
wortlichkeit dieser Behorde miilte vom Zivilrichter untersucht werden.

Aus diesen Griinden wird
erkannt :
1. Der Entscheid des Regierungsstatthalters von S. vom 2. Juli 1943 wird

bestitigt.
2. Kosten werden keine gesprochen.

(Entscheid des Regierungsrates des Kantons Bern vom 24. Sept. 1943.)



	B. Entscheide kantonaler Behörden

